S o grundsätzlich sich auch die 
radikale Linke und die extre- 
me Rechte unterscheiden, ge- 
meinsam ist beiden politi- 
schen Strömungen, dass sie 
in einer Gesellschaft diejeni- 
gen ansprechen und einsammeln, die mit 
den Vorgefundenen Zuständen unzufrieden 
sind. Die Unterschiede überwiegen aller- 
dings. Die Rechten projizieren ihren Ge- 
genentwurf in eine - freilich imaginierte - 
Vergangenheit, wo jeder einzelne in einer 
hierarchisch organisierten völkischen Ge- 
meinschaft den Platz einnimmt, der ihm an- 
geblich zusteht. Aus diesem autoritären Idyll 
werden Fremde ausgegrenzt, verfolgt oder - 
wenn für erforderlich gehalten - auch ein- 
fach totgeschlagen. Die Linke verortet ihren 
Gegenentwurf dagegen in der Zukunft. Die 
Gesellschaft der Gleichen, die von ihr ange- 
strebt wird, ist - wiewohl der Weg dorthin 


umstritten ist - idealerweise gewaltfrei und 
antiautoritär organisiert; aus ihr wird nie- 
mand ausgegrenzt oder ausgeschlossen. Doch 
wie gesagt: Bei allen Unterschieden bleibt 
als wichtige Gemeinsamkeit beider politi- 
schen Orientierungen, dass sie versuchen, 
den Unzufriedenen einer Gesellschaft Ob- 
dach zu bieten. 

Kurze subjektive Geschichte 
der radikalen Linken 

Als ich in der ersten Hälfte der siebziger Jah- 
re politisch zu denken und zu handeln be- 
gann, war es die radikale Linke, die die Un- 
zufriedenen der westdeutschen Gesellschaft 
anzog. Denn wenn auch die radikal linke Sze- 
ne in allerlei bizarre Untergruppen, Sekten 
und Parteien zerfiel, so war sie sich doch in 
einigen Punkten einig: Eine sozialistische 
Revolution zum Beispiel war für sie kein Fern- 
ziel, sondern schien zum Greifen nah. Um 
sie jedoch zu realisieren, würde die radikale 
Linke - die seit der Studentenrevolte haupt- 
sächlich aus Studenten bestand - ein Bünd- 
nis mit breiten Bevölkerungsschichten schlie- 


ßen müssen. Dabei hatte man vorrangig die 
Arbeiterklasse im Sinn, doch im Zuge der so- 
genannten Randgruppenstrategie ging es 
dann zusehends auch darum, eher margina- 
lisierte Teile der Gesellschaft für sich zu ge- 
winnen: Sozialhilfeempfänger, Trebegänger, 
Heimzöglinge, Knackis, Junkies, psychisch 
Kranke. Die radikale Linke stellte einiges 
auf die Beine - Stadtteilkomitees, Mieter- 
initiativen, Knast-, Arbeitslosen- und Psych- 
iatriegruppen -, um diese Leute zu gewinnen. 
Gleichzeitig verstand sie sich stets als Teil 
einer internationalen revolutionären Bewe- 
gung, so dass sie auch versuchte, Migranten 
in ihre Kämpfe zu integrieren. Diese inter- 
nationale Orientierung schloss für sie einen 
- wie auch immer gearteten - nationalen Weg 
zum Sozialismus aus. 

Diese Strategie, bei der die radikale Lin- 
ke sich letztlich in einer Avantgardeposition 
sah, die sie stellvertretend für die »Massen« 


sprechen und handeln ließ, erwies sich als 
nicht sonderlich erfolgreich, zumindest auf 
den ersten Blick. Die »Massen« ließen sich 
nicht zur Revolution bewegen. Auf den zwei- 
ten Blick zeitigte der Versuch aber doch ein 
paar handfeste Ergebnisse. Die westdeutsche 
Gesellschaft - einschließlich der klassischen 
Linken - rückte nach links. Die herrschende 
Klasse sah sich gezwungen, Zugeständnis- 
se zu machen. Konkrete Reformen, die den 
Namen noch verdienten - Mitbestimmung, 
Strafrechts-, Bildungs- oder Psychiatrie- 
reform - wurden damals auf den Weg ge- 
bracht. Das war gewiss nicht nur der radika- 
len Linken zu verdanken. Aber der Druck, 
den sie aufgebaut hatte, trug seinen Teil da- 
zu bei. Denn tatsächlich schloss damals zu- 
mindest ein Teil der Herrschenden eine so- 
ziale Revolution nicht völlig aus, zumal der 
realsozialistische Block als Antithese zur ka- 
pitalistischen Welt noch existierte. 

Ein Nebeneffekt der Bemühungen der 
radikalen Linken um die »Massen« aber war, 
dass der Rechtsradikalismus in diesem »ro- 
ten Jahrzehnt« (Gerd Koenen) kein Bein an 


die Erde bekam. Die Bundestagswahlergeb- 
nisse der NPD in dieser Zeit lagen zwischen 
0,2 und 0,6 Prozent. 

Der Bruch 

Die radikale Linke selbst aber glaubte recht 
bald, sie sei mit ihrer Strategie als Avantgar- 
de der »Massen« gescheitert. Mitte der Sieb- 
ziger begannen die ersten, von ihr abzurük- 
ken. Zu diesen gehörte Thomas Schmid - da- 
mals Theoretiker der Gruppe Revolutionärer 
Kampf, später Springer-Journalist und -Her- 
ausgeber -, der 1975 in der ersten Ausgabe 
der Zeitschrift »Autonomie« unter der Über- 
schrift »Facing Reality« erklärte, die Linke 
solle ihre Stellvertreterpolitik aufgeben und 
sich von nun an um ihre eigenen Bedürfnis- 
se kümmern. Wenn das alle gesellschaftli- 
chen Gruppen ebenso täten, würde es viel- 
leicht doch noch was mit der Revolution. 

Ein wenig später wurde auch die Revo- 
lution als Ziel gestrichen. Die »Politik in er- 
ster Person« jedoch, für die Schmid plädiert 
hatte, fand vier Jahre später ihren organi- 
satorischen Ausdruck in der Gründung der 
Grünen. Unter diesem Label versammelten 
sich zunächst alle, die etwas gegen spezifi- 
sche Erscheinungsformen der kapitalisti- 
schen Gesellschaft einzuwenden hatten 
(Atomkraftwerke, Müllkippe vor der Haus- 
tür, Autobahn durch den Vorgarten, Diskri- 
minierung ihrer Sexualität), aber nichts ge- 
gen den Kapitalismus grundsätzlich. Und 
weil dieses Projekt so erfolgreich war, ging 
ein Großteil der damaligen radikalen Linken 
in ihm auf. 

Interessant ist, dass nahezu gleichzeitig 
mit der Gründung der Grünen die herrschen- 
de Klasse zum großen Backlash gegen das 
»rote Jahrzehnt« - das eigentlich nur ein so- 
zialdemokratisches gewesen war - ausholte, 
und zwar in weiten Teilen der westlichen 
Welt. Es begann damit, dass im Frühjahr 1979 
Margaret Thatcher britische Premiermini- 
sterin wurde. Ihr folgte im Januar 1981 Ro- 
nald Reagan als amerikanischer Präsident, 
und im Oktober 1982 wurde schließlich Hel- 
mut Kohl westdeutscher Bundeskanzler. 
Auch wenn in der BRD zunächst noch nicht 
viel davon zu spüren war, brach damit das 
Zeitalter des Neoliberalismus an. Eine »Po- 
litik in erster Person« - jeder gegen jeden, je- 
der denkt an sich zuerst, keiner ist für den 
anderen verantwortlich - wurde zum globa- 
len Programm. 

Die ehemaligen radikalen Linken in den 
Grünen reagierten auf diese Entsolidarisie- 
rung der Gesellschaft entweder mit Abwehr- 
kämpfen (Fundis, Ökosozialisten) oder lei- 
steten ihr Vorschub (Realos). Gleichzeitig 
verlor im Laufe der Achtziger das radikale 
Linkssein an Attraktivität. Den Zeitgeist be- 
stimmte jetzt ein neuer Hedonismus, dessen 
Vertreter zwar diffus linksliberal fühlten, 
aber für eine aktive Solidarität mit Schwä- 
cheren nicht mehr zu haben waren. So verlo- 


Die Schuldfrage 

Gibt es einen Zusammenhang 
zwischen dem Niedergang der 
radikalen Linken und dem Aufstieg 
der extremen Rechten? Ein Debatten- 
beitrag von Christian K Schmidt 
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ren Arbeiter und Marginalisierte ihre ehe- 
mals linksradikale pressure group. 

Diese Entwicklung wurde mit dem Zu- 
sammenbruch des realsozialistischen Blocks 
ig8g/go noch einmal beschleunigt. Jetzt 
schien der Kapitalismus ein für allemal ge- 
siegt zu haben; selbst eingefleischte Altlin- 
ke hielten eine Alternative inzwischen für 
nicht machbar, womöglich sogar für undenk- 
bar. Selbst die rein deskriptive Benutzung 
des Begriffs Kapitalismus geriet in Verruf, er 
verschwand nahezu aus den Medien. Als ich 
igg8 dem Bielefelder »Stadtblatt« - ig77 von 
Linksradikalen und Alternativen gegründet 
- ein Interview gab, in dem ich auch auf den 
Kapitalismus zu sprechen kam, hatte der Re- 
dakteur Mühe, den Text unterzubringen. 
»Der Begriff ist problematisch. Zu unseren 
Anzeigenkunden gehört ja auch die lokale 
Sparkasse.« 

In den Neunzigern existierte 
eine Linke zwar noch nominell, 
aber sie hatte es, von den Resten der 
orthodoxen Kommunisten abgese- 
hen, aufgegeben, die herrschenden 
Verhältnisse auch nur in Frage zu 
stellen. Hauptsächlich war sie da- 
mit beschäftigt, den Kapitalismus 
bunter anzumalen und ihn etwas 
knuffiger zu gestalten. 

Der Kapitalismus aber hörte 
nicht auf, Kapitalismus zu sein, nur 
weil es verpönt war, ihn auch so zu 
nennen. Getrieben von der globalen 
Konkurrenz begann Rotgrün unter 
Gerhard Schröder und dem ehema- 
ligen Linksradikalen Joseph Fi- 
scher in den nuller Jahren, die neo- 
liberalen Reformen nachzuholen, 
die anderswo schon exerziert wor- 
den waren. Diese Maßnahmen 
wirkten sich besonders dramatisch 
auf die Lebensverhältnisse derje- 
nigen aus, deren Sprecher und Verbündete 
die Linksradikalen einst hatten sein wollen. 

Unmittelbar erfuhr ich das immer wie- 
der, wenn ich im Zuge meiner Deutschland- 
Aufenthalte Bekannte traf. So besuchte ich 
im Sommer 2011 einen alten Freund, mit dem 
ich Ende der Siebziger zusammengewohnt 
hatte. Damals hatten wir uns beide in dersel- 
ben undogmatisch linksalternativen Szene 
bewegt, wenn auch der Freund etwas unpoli- 
tischer war. Das Studium hatte er früh ge- 
schmissen, um sich als Autoschrauber durch- 
zuschlagen. Inzwischen arbeitete er in ei- 
nem Call-Center der Deutschen Post, wo er 
Beschwerden annahm und bearbeitete. In 
seinem Großraumbüro - so berichtete er - 
hatten die Beschäftigten vier unterschiedli- 
che Arbeitsverträge. Konkret hieß das: Ob- 
wohl alle dieselbe Arbeit erledigten, arbeite- 
ten sie zu unterschiedlichen Konditionen, 
wobei diejenigen, die ihren Vertrag als letz- 
te abgeschlossen hatten, zu den schlechte- 
sten Bedingungen arbeiteten. 


Der Freund schien mir kaum verändert, 
doch bevor ich mich verabschiedete, wollte 
er mir noch unbedingt ein Video auf You- 
tube zeigen. Es war ein Clip von knapp fünf 
Minuten, der Kolonnen von weißmaskierten 
Menschen zeigte, die in der Nacht mit Fak- 
keln in den Händen durch eine deutsche 
Kleinstadt marschierten. Das Ganze war mit 
theatralischer Musik unterlegt, durch die die 
Stimme eines Megafonsprechers drang, der 
von der weltweiten Wirtschaftskrise, steigen- 
der Armut und wachsenden Arbeitslosenzah- 
len redete. Es waren fast genau dieselben 
Parolen, die wir Linksradikalen in den Sieb- 
zigern benutzt hatten, um Arbeiter und Mar- 
ginalisierte zu agitieren. Doch dies war kein 
linksradikales Video. Deutlich zeigte sich 
das, als am Ende der Agitator vom drohen- 
den »Volkstod« zu schwadronieren begann. 


Das, was das Video zeigte, war ein Nazi-Auf- 
marsch. Doch mein Freund kommentierte 
es mit leuchtenden Augen: »Hier, so geht 
Flashmob heute.« 

In diesem Moment wurde mir zum er- 
sten Mal wirklich klar, weshalb es der extre- 
men Rechten so gut gelingt, die Unzufriede- 
nen für ihre »negative Utopie« zu rekrutie- 
ren: weil auf der Linken kaum einer mehr da 
ist, der sich um sie kümmert, weil ebendie 
Linke selbst ihre Hoffnung auf eine radikal 
positive Veränderung der Gesellschaft auf- 
gegeben hat. 

Schuld oder nicht schuld? 

Ist damit also die Linke schuld daran, dass 
die Rechte so erstarken konnte? Diese Frage 
ist, so glaube ich, zunächst einmal falsch ge- 
stellt. »Schuld« ist ja eine moralische Kate- 
gorie, und um moralisch schuldig zu werden, 
müsste die Linke die Entscheidung, sich von 
der Politik der »Massenlinie« zu verabschie- 
den, bewusst getroffen haben. Das aber hat 


sie - trotz der Schmidschen Ausführungen, 
s. o. - letztlich nicht. Die Linke ist ja selbst 
den Zeitläufen unterworfen, die sie zu beein- 
flussen versucht. Weder ist sie schlauer als 
der gesellschaftliche Rest, noch kann der 
oder die gemeine Linke auf Dauer aus sei- 
ner/ihrer schichten- und klassenspezifischen 
Haut. Da sich nun aber der deutsche Links- 
radikalismus zum allergrößten Teil aus dem 
Bürger- und Kleinbürgertum rekrutiert, ist 
es nur konsequent, wenn die Linksradikalen 
im Laufe ihres Lebens in den Schoß ihrer 
Schicht/ Klasse zurückkehren, um ihre urei- 
genen Interessen zu vertreten. 

Versteht man allerdings »Schuld« nicht 
moralisch, sondern eher als schlichte Ursa- 
che oder Grund, müsste man antworten: Ja, 
der oben beschriebene Strategiewechsel der 
radikalen Linken hat sicher auch dazu ge- 
führt, dass die Rechten jetzt dieje- 
nigen an sich binden, die vor Zei- 
ten einmal eher auf der Seite der 
Linken zu finden waren und nun- 
mehr als ihre gesellschaftliche pres- 
sure group fungieren können. Doch 
das ist nur ein Grund von vielen an- 
deren (zum Beispiel die Verschär- 
fung der globalen kapitalistischen 
Konkurrenz), und es fragt sich, ob 
er auch der wichtigste ist. 

Ein Strategiewechsel? 

Zudem bleibt die Frage, ob es nun 
nicht an der Zeit für die Linke wä- 
re, ihre Strategie wieder zu wech- 
seln und zu etwas zurückzukehren, 
das man einst »Massenlinie« nann- 
te - und heute wohl »linken Popu- 
lismus«? Abgesehen davon, ob die 
Rest-Linke in ihrem heutigen Zu- 
stand einen solchen Populismus 
noch zustande brächte, wäre eine 
weitere Frage, ob es dafür nicht be- 
reits zu spät ist. 

Es käme auf den Versuch an. Was dieje- 
nigen nämlich oft vergessen, die glauben, 
dass der extremen Rechten mit bloßer De- 
nunzierung und Verachtung beizukommen 
sei, ist die Erfahrung, dass die Rechte, wenn 
sie erst einmal an der Macht ist, versucht, die 
Linken ihrer politischen oder körperlichen 
Freiheit zu berauben (oder den politischen 
Gegner gar zu liquidieren). Ein linker Popu- 
lismus müsste also allein aus Gründen des 
Selbstschutzes erwogen werden. Selbstver- 
ständlich dürfte sich dieser Populismus nie- 
mals - ä la Sahra Wagenknecht - gegen Frem- 
de richten, denn dann wäre er nicht links, 
sondern selbst rechts. Damit ist die Frage 
noch unbeantwortet, ob Populismus über- 
haupt links und internationalistisch sein 
kann. Doch darüber wäre an anderer Stelle 
zu reden. • 

Christian Y. Schmidt lebt seit mehr als zehn 
Jahren in Peking 
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